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Einleitung

2001 beauftragte der Rat im Hinblick auf die geplante Erweiterung der Europäischen Union und der Wahrscheinlichkeit der Ausweitung des Schengen-Raums die Kommission mit der Entwicklung der zweiten Generation des Schengener Informationssystems (SIS II) und setzte Dezember 2006 als Zieldatum fest. Die Kommission lieferte das zentrale System mehr als sechs Jahre später als geplant und achtmal teurer als das auf 14,6 Millionen € veranschlagte ursprüngliche Budget. Zusätzlich musste 2007 aufgrund der Verzögerung eine Aktualisierung von SIS I – SISone4all – durchgeführt werden, die de facto die meisten Funktionen abdeckte, für die SIS II ursprünglich geplant war.
Erkenntnisse des Europäischen Rechnungshofs

Der ERH gelangte zu der Schlussfolgerung, dass die Ursachen für die erhebliche Verzögerung und signifikante Mehrausgaben aus Folgendem herrühren:

–
Die ursprüngliche Frist für das Projekt war unrealistisch;

–
Die zentrale Entscheidungsfindung war den Beteiligten nicht klar;

–
Die Kommission nahm bis 2010 keine Aktualisierung ihres im Jahr 2003 aufgestellten Gesamtbudgets für das Projekt vor;

–
Die Anforderungen an das System entwickelten sich während der Vorbereitung des Projekts ständig weiter, um den Bedürfnissen der Nutzer gerecht zu werden, was die Umsetzung des Projekts bis 2010 erschwerte;

–
Die Kommission stellte keine ausreichenden Personalressourcen zur Verfügung und das für das Projekt bereitgestellte Personal wechselte zu rasch und verursachte einen Mangel an Überwachung und den Verlust des institutionellen Gedächtnisses;

–
Der Hauptauftragnehmer für die Entwicklung stellte im ersten Projektabschnitt ein nicht ausreichend leistungsfähiges System bereit;

–
Die Arbeitsbeziehungen zwischen einigen Mitgliedstaaten und der Kommission waren mangelhaft.

Die Verzögerungen und die Mehrausgaben waren Folge der Schwäche der Verwaltung durch die Kommission in einem anspruchsvollen Governance-Kontext.
Der ERH betonte, dass die Kommission aus der mangelhaften Verwaltung des Projekts in den Jahren 2001-2008 gelernt habe und seit 2009 die Mittelzuflüsse erheblich verbessert habe, was zu einer Verbesserung der Durchführung und Fertigstellung des Projekts im April 2013 geführt habe.

Empfehlungen des ERH

Im Licht seiner Erkenntnisse empfahl der ERH der Kommission Folgendes:

1.
den Projektzeitplan für die Entwicklung von IT-Großprojekten auf der Grundlage einer technischen Analyse der durchzuführenden Aufgaben zu erstellen und dabei die Risiken und die Komplexität des Projekts zu berücksichtigen;

2.
alle IT-Großprojekte, für die sie zuständig ist, in Corporate-Governance-Regelungen einzubeziehen. Wird Entwicklungsarbeit nach außen vergeben, sollte die Kommission dafür Sorge tragen, dass sie die Arbeit des Auftragnehmers für die Entwicklung wirksam steuert und überwacht;

3.
sicherzustellen, dass die Akteure die Bedürfnisse der Endnutzer verstehen;

4.
sicherzustellen, dass die wichtigen Projektentscheidungen auch noch nach der Beendigung des Projekts in den Unterlagen rückverfolgbar sind;

5.
eine wirksamere Gesamtkoordinierung des Projekts beizubehalten, auch wenn das Projekt die Entwicklung verschiedener Subsysteme erfordert;

6.
IT-Großsysteme zu entwickeln, die miteinander verbundene Aufbaublöcke verwenden, um zu gewährleisten, dass Verträge, die deren Entwicklung beinhalten, in sorgfältig bestimmte kleinere Blöcke aufgeteilt werden können, die auf besser definierte Ausschreibungen abzielen und damit Steuergelder einsparen;

7.
die aus den Fehlern bei der Durchführung des Projekts gewonnenen Erkenntnisse an andere Generaldirektionen und EU-Organe weiterzugeben, damit solche Fehler in Zukunft vermieden werden;

8.
zu bewerten, ob die erwarteten Vorteile von SIS II erreicht wurden, insbesondere im Licht der Umsetzung der Aktualisierung von SISone4all.

Empfehlungen des Berichterstatters im Hinblick auf eine mögliche Einbeziehung in den Bericht betreffend die Entlastung der Kommission für 2013

1.
begrüßt die Erkenntnisse und Empfehlungen des Sonderberichts Nr. 3/2014 des Europäischen Rechnungshofs „Erkenntnisse aus der Entwicklung der zweiten Generation des Schengener Informationssystems (SIS II) durch die Europäische Kommission“;

2. 
kritisiert die Europäische Kommission dafür, dass sie nicht genug Fachpersonal zu Beginn des Projekts bereitgestellt hat, weder bei der technischen Durchführung noch bei der Qualitätsbewertung in Bezug auf das SIS II-Projekt;

3. 
empfiehlt, jedes größere IT-Projekt in das IT-Governance-Verfahren einzubeziehen und nicht allein Fachleute aus der GD Informatics, sondern auch aus anderes GDs wie auch externe Fachleute heranzuziehen, um besser von internem Fachwissen zu profitieren;

4. 
empfiehlt, dass die Europäische Kommission gleich zu Beginn jedes größeren Projekts vom Fachwissen der Mitgliedstaaten profitieren und eine Sachverständigengruppe einsetzen sollte, die aus Vertretern der für das Projekt zuständigen Mitgliedstaaten bestehen sollte; die Aufgabe der Gruppe und die Befugnisse ihrer Mitglieder sollten genau festgelegt sein;

5. 
kritisiert, dass zu Beginn des Projekts sowohl die Europäische Kommission, die u.a. die Interessen der SIS II-Endnutzer vertreten sollte, als auch die führenden Akteure sich nicht einmal der technischen Anforderungen und der der Endnutzer bewusst waren;

6. 
erwartet, dass bei künftigen Projekten die Europäische Kommission in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten zu Beginn des Vorhabens ein genaues Profil der zu erfüllenden technischen Anforderungen und der der Endnutzer festlegt;

7. 
hält es für eine Verschwendung von Steuergeldern, dass die Europäische Kommission eine allgemeine Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für das Projekt veröffentlicht hat, ohne dessen Anforderungen genau definiert zu haben;

8. 
empfiehlt, dass die Europäische Kommission unter Berücksichtigung der Risiken und der Komplexität des Projekts einen realistischen Business- und Zeitplan für künftige IT-Projekte, der auf genau definierten formalen und inhaltlichen Anforderungen basiert, sowie eine eindeutige Analyse der Kosten und der zeitlichen Planung erstellen sollte;

9.
kritisiert, dass die Europäische Kommission mehrmals versucht hat, die Verzögerungen und übermäßigen Kosten zu verheimlichen;
10. 
verlangt die größtmögliche Transparenz bei künftigen IT-Projekten in Form eines ständigen Informationszyklus gegenüber dem entsprechenden zuständigen Ausschuss, besonders dann, wenn es um zentrale Entscheidungen geht, die anschließende Projektphasen oder unvorhergesehene Änderungen bei Kosten, Zeitplan oder alternativen Lösungen nach sich ziehen;

11. 
ist der Auffassung, dass die Bedingungen, um Entschädigungsforderungen durchzusetzen, in dem Vertrag mit dem Hauptauftragsnehmer nicht hätten eingeschränkt werden dürfen; künftige Verträge sollten einen wirksamen Sanktionsmechanismus beinhalten, um eine rechtzeitige Fertigstellung, die den geforderten Standards entspricht, sicherzustellen;

12. 
kritisiert, dass die Europäische Kommission den Vertrag mit dem Hauptauftragsnehmer trotz der in der ersten Projektphase gelieferten mangelhaften Ergebnisse nicht beendet hat;

13. 
kritisiert, dass die Europäische Kommission nicht auf einem auf Komponenten basierenden Entwicklungssystem für die Umsetzung von SIS II bestanden hat, da vollständige Elemente an einen anderen Vertragsnehmer hätten übergeben werden können, wenn verknüpfbare Arbeitsblöcke eingeführt worden wären, so dass die Bindung an einen spezifischen Auftragnehmer hätte vermieden werden können;

14. 
kritisiert, dass die Europäische Kommission durch die Neuaushandlung des Vertrags den Wert des ursprünglichen Vertrags um das Achtfache des ursprünglichen Wertes überschritten hat, was Artikel 126 I e der Durchführungsbestimmung der Haushaltsordnung widerspricht, der bestimmt, dass der Wert des Vertrags den ursprünglichen Wert nicht um mehr als 50% überschreiten darf;

15. 
stellt fest, dass in dieser Hinsicht Artikel 134 I b der Anwendungsbestimmung der Haushaltsordnung überprüft werden sollte; die technische oder künstlerische Bindung an einen spezifischen Auftragnehmer gemäß Artikel 134 I b darf nicht die Schutzbestimmung in Artikel 134 I b e umgehen und die Vervielfachung des ursprünglichen Wertes des Hauptvertrags in einem unverhältnismäßigen Ausmaß ermöglichen
,
;

16. 
stellt fest, dass die Haushaltsbehörde im Falle einer erheblichen Vervielfachung der ursprünglichen Kosten des Projekts oder größerer Änderungen in Bezug auf die erwarteten Vorteile, Risiken oder alternativen Lösungen ihre vorherige Zustimmung erteilen sollte;

17. 
verurteilt die erneute Zuweisung von Haushaltsmitteln ohne Billigung durch die Haushaltsbehörde in mehreren Fällen;

18. 
begrüßt die Leitlinien für die Verwaltung von Projekten (PM), die von der GD Informatics seit 2011 empfohlen werden; auf der Grundlage dieser Leitlinien muss der federführende Projektausschuss die Einführung der neuen Projektschritte billigen, was als sogenannte „approval gates“ bekannt ist;

19. 
betont die Notwendigkeit, nach vorne zu blicken, da SIS II am Ende dieses Jahrzehnts überlastet sein könnte und SIS III nötig sein wird; hofft in dieser Hinsicht, dass die Vorbereitungen für SIS III deutlich besser gesteuert werden.

� Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der Kommission vom 23. Dezember 2002 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften.


� Delegierte Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1268/2012 der Kommission vom 29. Oktober 2012 über die Anwendungsbestimmungen für die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union (ABl. L 362 vom 31.12.2012, S. 1).
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